
Das Verbot der Abtreibung beruht – offen
oder verdeckt – auf einer religiösen Grund-
lage.
Mit den Voraussetzungen eines säkularen
Staates ist nur eine uneingeschränkte Frei-
gabe der Abtreibung vereinbar.
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Vorwort 

Gibt es rationale, j edermann nachvollziehbare Gründe 
für ein Verbot der Abtreibung durch Sozialmoral und 
Rechtsordnung?  Die öffentliche Diskussion dieser 
Frage konzentriert sich weitgehend auf die falschen 
Aspekte : 
I. Schlagwortartige Zielvorstellungen wie >>Schutz des 
ungeborenen Lebens« und >>Selbstbestimmung der 
Schwangeren« werden geltend gemacht, die am Kern 
des Problems vorbeigehen . 
2. Es besteht eine verbreitete Neigung, embryologische 
Fakten ins Feld zu führen, deren Relevanz für die Pro­
blemlösung nicht ersichtlich ist. 
3 ·  Gleichzeitig gibt es eine Tendenz, der Leibesfrucht 
gewisse Fähigkeiten und Eigenschaften spekulativ zu 
unterstellen, deren Relevanz zwar ersichtlich ist, für de­
ren Vorhandensein j edoch jeder Hinweis fehlt. 
Die wenigen für die Lösung des Abtreibungsproblems 
relevanten wissenschaftlichen Fakten sind seit längerem 
bekannt und über jeden Zweifel erhaben. Entscheidend 
für die Problemlösung ist deshalb nicht die Ermittlung 
anderer oder zusätzlicher Fakten, sondern die Erörte­
rung moralischer Grundfragen . Moralische Grundfra­
gen aber bleiben in unserer Gesellschaft gewöhnlich 
den Kirchen und ihren Theologen überlassen ; deren Er­
gebnisse werden dann von den Politikern und Juristen 
- in leicht abgemilderter Form - übernommen. Daß auf 
diese Weise nicht selten religiöse Voraussetzungen aus­
gesprochen oder unausgesprochen in die Rechtspolitik 
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eingehen, kann nicht verwundern . Mit dieser Tatsache 
sollte man sich jedoch in einem säkularen Staat - insbe­
sondere auf dem Gebiet des Strafrechts - nicht abfin­
den. 
Wer sich nicht nur in politischen Detailfragen, sondern 
auch in moralischen Grundfragen das Denken nicht 
von anderen abnehmen lassen will, kann gerade in der 
Abtreibungsfrage einer ethischen Grundsatzerörterung 
nicht ausweichen. Eine solche Grundsatzerörterung 
aber verlangt nicht nur ein gewisses Maß an intellektu­
eller Anstrengung, sondern auch die Bereitschaft, das 
angeblich »moralisch Selbstverständliche<< durch Argu­
mente in Frage zu stellen . Grundsätzliches , philosophi­
sches Denken muß sich von den Argumenten zu den 
Ergebnissen - und nicht umgekehrt von den Ergebnis­
sen zu den Argumenten - leiten lassen. 
Die in diesem Buch dargelegten und erörterten Argu­
mente führen im wesentlichen zu drei Ergebnissen, die 
sämtlich in Widerspruch zu herkömmlichen Auffas­
sungen stehen : 
I. Auf rationaler, weltanschaulich neutraler Basis gibt 
es keine überzeugenden Argumente für ein Abtrei­
bungsverbot. 
2 .  Die in unserer Gesellschaft gängige Begründung ei­
nes Abtreibungsverbots beruht in Wahrheit auf einer 
religiösen Glaubensannahme. 
3· Ein derartig verstandenes Abtreibungsverbot läßt 
sich bei konsequenter Betrachtung weder mit einer Fri­
stenregelung noch mit einer weitgefaßten Indikationen­
regelung vereinbaren . 
Meine Argumentation wird, knapp skizziert, folgenden 
Verlauf nehmen : Ein generelles Tötungsverbot läßt sich 
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bei rationaler Betrachtung nur auf der Basis individuel­
ler Interessen und Rechte begründen (Einleitung) . 
Wenn man dabei grundsätzlich jedem menschlichen In­
dividuum ein Recht auf Leben zugesteht, ist ein fast un­
eingeschränktes Abtreibungsverbot die Folge (Kapitel 
I und 2) . Tatsächlich verdienen menschliche Individuen 
aber nur insoweit ein Lebensrecht, als sie über eine für 
die Einräumung eines Lebensrechtes relevante Eigen­
schaft verfügen (Kapitel 3 ) .  Als eine solche Eigenschaft 
kommt allein die - in einem bestimmten Sinn verstan­
dene - aktuelle Personalität eines Wesens in Betracht, 
welche die Leibesfrucht nicht besitzt (Kapitel 4 und 5 ). 
Die bloße Empfindungsfähigkeit sowie die bloß poten­
tielle Personalität, welche die Leibesfrucht besitzt, sind 
für die Einräumung eines Lebensrechtes nicht ausrei­
chend (Kapitel6 und 7) .  Auch das öffentliche Interesse 
am Leben vorpersonaler Wesen kann nicht zur Begrün­
dung eines Abtreibungsverbots führen (Kapitel 8). Es 
ist die religiöse Glaubensannahme von der Gotteben­
bildlichkeit jedes gezeugten menschlichen Individu­
ums, die in unserer Gesellschaft einem Abtreibungsver­
bot zugrunde liegt (Kapitel 9) .  Bei säkularer Betrach­
tung spricht alles dafür, das generelle Tötungsverbot 
genau mit dem Zeitpunkt der Geburt beginnen zu las­
sen (Kapitel Io). Auch die Interessen der Schwangeren 
an ihrer eigenen Gesundheit sowie eventuelle soziale 
Gefahren einer selektiven Abtreibung sind nicht geeig­
net, ein Abtreibungsverbot zu rechtfertigen (Schluß).  
Meine Argumente und ihre Resultate sind zwar weitge­
hend unüblich, aber nicht neu. Tatsächlich stimmen sie 
in zahlreichen Punkten mit Auffassungen anderer so­
zialphilosophischer Gegenwartsautoren überein. Da es 
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in diesem Buch jedoch um ethische Sachfragen und 
nicht um Bildungswissen geht, habe ich darauf verzich­
tet, die Übereinstimmung jeweils in Fußnoten kennt­
lich zu machen . Statt dessen empfehle ich an dieser 
Stelle dem umfassend interessierten Leser ausdrücklich 
jene Untersuchungen, von deren Studium ich profitiert 
habe . 1  Nicht profitiert habe ich von der Lektüre jener 
zahllosen, an der Oberfläche bleibenden Veröffent­
lichungen deutscher Rechtswissenschaftler, die die 
Rechtspolitik der Abtreibung behandeln . 
Stellenweise habe ich in diesem Buch auf Material zu­
rückgegriffen, das ich bereits in Aufsätzen publiziert 
habe (vgl . Literaturverzeichnis) .  Zahlreiche Gespräche 
mit Herrn Dr. Michael Baurmann haben zur Ausarbei­
tung meiner Position wesentlich beigetragen. 

1 Tooley 1 9 8 3 ;  Singer 1 9 84; Leist 1 99oa; Sammelband Leist 
(Hrsg.)  1 99ob. 
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Einleitung: Ethik des Tötungsverbots 

Vorweg zwei terminologische Festsetzungen : 1 .  Die 
Frage, ob es hinreichende Gründe für ein sozialmorali­
sches oder rechtliches Verbot einer bestimmten Hand­
lung (wie der Abtreibung) gibt, bezeichne ich im 
folgenden als die Frage der Verbotswürdigkeit dieser 
Handlung. 2. Wenn ich im folgenden einfach von Tö­
tung spreche, meine ich stets die Tötung menschlichen 
Lebens . 
Die Abtreibung ist eine Tötungshandlung. Um uns 
über die Verbotswürdigkeit der Abtreibung eine fun­
dierte Meinung bilden zu können, wollen. wir uns des­
halb zunächst einige generelle Gedanken über die Be­
gründung eines Tötungsverbots machen. 
In der Praxis zweifelt wohl niemand an der Verbots­
würdigkeit der Tötung im Normalfall. Umstritten ist 
jedoch die Verbotswürdigkeit der Tötung in einer gan­
zen Reihe von Sonderfällen .  Man denke - außer an Ab­
treibung - etwa noch an Tötung im Krieg, an Tötung in 
Form der Todesstrafe oder an Tötung zum Zweck der 
Sterbehilfe .  
Es ist nun aber nicht ausgeschlossen, daß die  bestehen­
den Meinungsverschiedenheiten über derartige Sonder­
fälle u .  a. darauf beruhen, daß hinsichtlich der Tötung 
im Normalfall zwar nicht über das Ergebnis, aber doch 
über den Grund der Verbotswürdigkeit unterschied­
liche Vorstellungen herrschen . Mit anderen Worten : Es 
ist nicht ausgeschlossen, daß die unterschiedlichen Be­
gründungsvorstellungen für die Verbotswürdigkeit der 
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normalen Tötung sich im praktischen Ergebnis - zwar 
nicht für den Normalfall selbst, aber eben doch für die 
Sonderfälle - auswirken. Wie läßt sich also für den N or­
malfall die Verbotswürdigkeit der Tötung begründen ? 

Überpositive Norm 

Am einfachsten wäre die Verbotswürdigkeit der Tö­
tung sicher dann zu begründen, wenn es eine überposi­
tive, absolut geltende Norm gäbe, wonach dem Men­
schen kein Verfügungsrecht über menschliches Leben 
zusteht, wonach menschliches Leben der Verfügung 
durch den Menschen schlechthin entzogen ist. Eine sol­
che überpositive, absolut geltende Norm der >>Unver­
fügbarkeit menschlichen Lebens << wird häufig als exi­
stent behauptet und in kontroversen moralischen Fra­
gen wie der Abtreibungsfrage in die Diskussion ge­
bracht. Existiert eine solche Norm tatsächlich ? 
Das würde generell voraussetzen, daß es absolut gel­
tende Verhaltensmaßstäbe oder Normen gibt, die sich 
mit der Vernunft erkennen lassen. Diese Voraussetzung 
ist j edoch mit einem modernen wissenschaftlichen Welt­
bild kaum zu vereinbaren . Sie ist nicht nur mit einer Viel­
zahl erkenntnistheoretischer Probleme behaftet.2 Sie 
widerspricht auch einem realistischen Verständnis 
menschlichen Sozialverhaltens und seiner normativen 
Steuerung. Realistisch betrachtet, steht nämlich hinter 
j edem Sollen einer geltenden Norm das Wollen einer 
Person oder einer Gesellschaft, die durch diese Norm 

2 Vgl .  etwa Mackie I 98 I, Kapitel 1. 



das Verhalten der Normadressaten beeinflussen möch­
te. Wenn X eine Handlung ausführen soll, so gibt es 
auch immer jemanden, der die Ausführung dieser 
Handlung durch X wilf.3 
Nun muß jener Wille, der hinter der Norm des Tö­
tungsverbots steht, nicht notwendig der Wille einer 
menschlichen Person oder Gesellschaft sein. Es könnte 
auch der Wille einer göttlichen Person, der Wille Gottes 
sein. Tatsächlich ist den häufigen Berufungen auf eine 
überpositive ,, U nverfügbarkeit« oder >>Unantastbar­
keit« des menschlichen Lebens am ehesten auf einem 
solchen religiösen Hintergrund ein Sinn abzugewin­
nen : Es ist Gott, der das menschliche Leben für unver­
fügbar erklärt hat. 
Könnte man deshalb die Verbotswürdigkeit der Tötung 
nicht auf den göttlichen Erlaß eines Tötungsverbots 
gründen ? Ein solches Vorgehen ist an mindestens drei 
Voraussetzungen gebunden : 1 .  Gott existiert. 2. Gott 
hat ein Tötungsverbot erlassen . 3 . Das göttliche Tö­
tungsverbot ist ein ausreichender Grund für die lngel­
tungsetzung eines Tötungsverbots in der weltlichen 
Moral- und Rechtsordnung. 
Auch ohne diese drei Voraussetzungen im einzelnen zu 
erörtern : Es erscheint so gut wie ausgeschlossen, sie mit 
ausschließlich rational-philosophischen Mitteln, d. h. 
ohne die Heranziehung spezifisch religiöser Glaubens­
annahmen, zu begründen . Das gilt offenkundig insbe­
sondere für die zweite Voraussetzung :  Wie können wir 
ohne religiöse Dogmen wissen, daß Gott ein Tötungs­
verbot erlassen hat ? Und wie können wir weiter wissen, 

3 Ausführlicher Hoerster 1 9 8 2 .  



welche Grenzen Gott für dieses Tötungsverbot gesetzt 
hat ? Ist es auf alle lebenden Wesen anwendbar? Oder 
nur auf menschliche Wesen ? Und ist es auf menschliche 
Wesen in jedem Fall anwendbar ? Erfaßt es also auch 
solche Sonderfälle wie Krieg, Sterbehilfe und Abtrei­
bung? 
Schon diese wenigen Hinweise genügen, um zu zeigen, 
daß es schier aussichtslos ist, die Verbotswürdigkeit der 
Tötung in rational verbindlicher Weise auf den Willen 
oder die Absichten Gottes zu gründen. Auf die Rolle, 
die eine religiös inspirierte Argumentation speziell im 
Rahmen der Abtreibungsthematik spielt, werde ich un­
ter 9 noch im einzelnen zurückkommen. 
Das Tötungsverbot auf eine überpositive Norm zu 
gründen, ist nach alledem im säkularen Staat nicht mög­
lich. 

Schutz der Gesellschaft 

Häufig trifft man auf die Vorstellung, ein Tötungsver­
bot sei erforderlich zum Schutz der Gesellschaft : Eine 
Gesellschaft, die sich nicht selbst aufgeben wolle, müsse 
es ihren Mitgliedern untersagen, sich gegenseitig zu tö­
ten . 
Dieses Argument scheint von leicht nachvollziehbaren 
empirischen Interessen auszugehen und deshalb nicht 
solchen Einwänden ausgesetzt zu sein wie das Argu­
ment der metaphysischen oder religiösen >>Unverfüg­
barkeit« des Lebens . Bei näherem Hinsehen zeigt sich 
jedoch, daß auch dieses Argument keineswegs unpro­
blematisch ist: Es läßt verschiedene Deutungen zu und 
ist sicher nicht in jeder dieser Deutungen haltbar. 
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Wir stoßen schnell auf die alternativen Deutungen, 
wenn wir die Frage stellen : Warum verdient die Gesell­
schaft es, in ihrem Bestand geschützt zu werden ? Drei 
verschiedene Antworten erscheinen denkbar. 
Die erste Antwort könnte lauten : Daß die Gesellschaft 
in ihrem Bestand geschützt werden muß, ist selbstver­
ständlicher Inhalt einer absolut geltenden, überpositi­
ven Norm.  Der Bestand der Gesellschaft ist ein dem 
Menschen metaphysisch vorgegebener Wert. Diese 
Antwort ist natürlich das Pendant zu dem oben erörter­
ten Argument für die >>Unverfügbarkeit« des (individu­
ellen) menschlichen Lebens . Sie ist deshalb auch an die­
selben Voraussetzungen wie dieses Argument gebunden 
und aus denselben Erwägungen wie dieses Argument 
nicht hinreichend rational begründ bar. 
Die zweite Antwort könnte lauten : Die Gesellschaft 
selbst hat ein elementares Interesse an ihrem eigenen Be­
stand und besitzt somit guten Grund, dieses Interesse 
durch Ingeltungsetzung eines Tötungsverbotes zu 
schützen. Aber was heißt es, der Gesellschaft als solcher 
irgendein >> Interesse« zuzuschreiben ? Interessen kön­
nen genaugenommen doch nur lebende Wesen, hier 
also menschliche Wesen, haben. Wenn man von dem 
Interesse einer Gruppe oder Gesellschaft spricht, so 
kann man damit im Grunde nichts anderes meinen als 
das (zumindest weitgehend) übereinstimmende Inter­
esse der Mitglieder dieser Gruppe oder Gesellschaft . 
Was nach der zweiten Antwort eigentlich durch ein Tö­
tungsverbot geschützt werden soll, ist also ein be­
stimmtes Interesse der einzelnen Wesen, welche die Ge­
sellschaft bilden. Damit wären wir aber bei der dritten 
möglichen Antwort angelangt. 

1 7  



Die dritte Antwort könnte lauten : Die einzelnen Indi­
viduen haben ein überragendes Interesse am Bestand 
der Gesellschaft und haben deshalb guten Grund, dieses 
Interesse durch Ingeltungsetzung eines Tötungsverbo­
tes zu schützen . In dieser dritten Form ist das Argu­
ment des Schutzes der Gesellschaft sicher am überzeu­
gendsten. Die folgende Überlegung wird jedoch zeigen, 
daß das Argument selbst in dieser Form zumindest ei­
nen überflüssigen Umweg darstellt, der es in seiner Be­
weiskraft lediglich schwächt . 
Wir müssen uns zunächst fragen : Warum haben die ein­
zelnen Individuen ein so großes Interesse am Bestand 
der Gesellschaft ? Die Antwort erscheint nicht schwie­
rig. Dieses Interesse geht offenkundig auf Bedürfnisse 
und Wünsche vielfältiger Art zurück. Das Leben in der 
Gesellschaft hat gegenüber dem Leben in der Vereinze­
lung für das Individuum eine Vielzahl von Vorteilen . 
Ergibt sich aber aus diesem Interesse am Bestand der 
Gesellschaft auch ein Argument für die lngeltungset­
zung eines Tötungsverbotes, d.  h .  für die Verbotswür­
digkeit der Tötung des Individuums ?  Dies erscheint 
überaus fraglich. Es zeigt sich hier eine grundlegende 
Schwäche jeder Argumentation für die Verbotswürdig­
keit der Tötung auf dem Weg über den Schutz der 
Gesellschaft. Selbst wenn wir nämlich den Bestand der 
Gesellschaft als erstrebenswert voraussetzen : Es ist kei­
neswegs ausgemacht, daß die lngeltungsetzung eines 
generellen Tötungsverbotes überhaupt erforderlich ist, 
um den Bestand der Gesellschaft zu sichern. Sogar eine 
etwa um die Hälfte ihrer Mitglieder dezimierte Gesell­
schaft muß ja  als gesellschaftliche Ordnung nicht unbe­
dingt zusammenbrechen. Dabei erscheint die An-



nahme, daß ohne Tötungsverbot jedes zweite Indivi­
duum getötet würde, schon recht extrem. 
Wir können uns die Situation aber leicht noch eindeuti­
ger ausmalen : Angenommen, es gibt in der Gesellschaft 
ein Tötungsverbot. Dieses gilt jedoch nicht generell, 
sondern schützt nur die große Mehrheit der Bevölke­
rung. Einige Minderheiten dagegen sind ausdrücklich 
von seinem Schutz ausgenommen . Eine solche Rege­
lung würde, wie auch die Erfahrung zeigt, die Existenz 
der Gesellschaft mit Gewißheit nicht gefährden . 
Wir sehen also, daß zur Sicherung des Bestandes der 
Gesellschaft als solcher unter Umständen gar kein Tö­
tungsverbot, j edenfalls aber kein umfassendes Tötungs­
verbot erforderlich ist. Diese Überlegung zeigt, daß 
wir, wenn wir weiterhin versuchen wollen, unter belie­
bigen Umständen ein umfassendes, generelles Tötungs­
verbot zu begründen, nach einem anderen Argument 
als dem des Schutzes der Gesellschaft Ausschau halten 
müssen. Da wir auf der Suche nach der Begründung ei­
nes solchen Verbots inzwischen aber ohnehin bei dem 
Interesse des Individuums als letzter Instanz angelangt 
sind, erscheint es nur naheliegend, die Argumentation 
unmittelbar an das Interesse des Individuums anzu­
knüpfen. 

Schutz individueller Interessen 

Tatsächlich läßt sich die Verbotswürdigkeit der Tötung 
für den Normalfall ziemlich problemlos begründen, 
wenn man ohne Umweg von den realen Interessen 
menschlicher Individuen ausgeht. Das ausschlagge-

1 9  


